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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Veranlagung von Brennereien zum Brenn- 
recht im Betriebs jahr 1972/73 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Im Hinblick auf die kommende Regelung des Alkoholmarktes 
in der EWG soll die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen land- 
wirtschaftlichen Alkoholerzeuger gesteigert und ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit verbessert werden. 


B. Lösung 

1. Der Stichtag der betriebsfähigen Herrichtung von Kartoffel- 
gemeinsdiaftsbrennereien für die Brennrechtsveranlagung 
1972/73 wird vorgezogen, um den Hinzutritt weiterer 
Brennereien kurz vor der Brennrechtsveranlagung auszu- 
schließen. 

2. Um die Bildung wettbewerbsfähiger Betriebsgrößen zu för- 
dern, wurden die Übertragungsmöglichkeiten von Brenn- 
rechten verbessert und vereinfacht. 

3. Die landwirtschaftlichen Brennereien mit Brennrecht werden 
in die bisher nur für Verschlußkleinbrennereien und Ab- 
findungsbrennereien geltende Stillegun gsregelung nach 
§ 117 des Gesetzes über das Branntweinmonopol einbezogen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird unmittelbar nicht mit Kosten belastet. 
Der Mehraufwand für die Stillegungsbeihilfen nach § 117 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol ist schwer abzuschätzen 
und wird aus Mitteln des Branntweinmonopols bestritten. Er 
wird auf insgesamt 1 Million Deutsche Mark geschätzt und in 
den Jahren 1972 bis 1974 in Teilbeträgen anfallen. 
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Schriftlicher Beridit 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Veranlagung von Brennereien zum Brenn- 
recht im Betriebs jahr 1972/73 

— Drucksache VI/3298 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/3298 — • wurde 
in der 180. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12. April 1972 an den Finanzausschuß federführend 
und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zur Mitberatung überwiesen. Der mit- 
beratende Ausschuß hat seine Stellungnahme am 
8. Juni 1972 abgegeben. Der Finanzausschuß hat 
über die Vorlage am 15. Juni 1972 beraten. 

Nach § 32 Abs. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I 
S. 335, 405) können jeweils innerhalb eines Zeit- 
raums von 10 zu 10 Jahren neu entstandene oder 
bisher ohne Brennrecht betriebene landwirtschaft- 
liche Brennereien und Obstbrennereien im Wege der 
Veranlagung ein Brennrecht erhalten. Die nächste 
Brennrechtsveranlagung findet im Betriebsjahr 1972/ 
73 (1. Oktober 1972 bis 30. September 1973) statt. 
Voraussetzung für eine Veranlagung ist, daß die zu 
veranlagende Brennerei zuvor betriebsfähig herge- 
richtet sein muß. Stichtag für Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien wäre der 31. März 1973; für sonstige 
Brennereien, die eine Brennrechtsveranlagung er- 
streben, endet die Frist zur betriebsfähigen Herrich- 
tung mit Ablauf des Betriebsjahres 1971/72 (30. Sep- 
tember 1972). 

Durch das Gesetz soll die Zahl der bei der näch- 
sten turnusmäßigen Brennrechtsveranlagung (ab 
1. Oktober 1972) neu enstehenden landwirtschaft- 


lichen Brennereien begrenzt werden; wegen des 
Risikos, das für diese Brennereien mit der bevor- 
stehenden EWG-Alkoholmarktordnung verbunden 
ist, soll zugleich die Wettbewerbsposition der deut- 
schen landwirtschaftlichen Brennereien verbessert 
werden. 


II. Im einzelnen 
Zu Artikel 1 Abs. 1 

Abweichend von der Regierungsvorlage hat der 
Finanzausschuß in Übereinstimmung mit dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
nur den Stichtag für die betriebsfähige Herrichtung 
von Kartoffelgemeinschaftsbrennereien vorgezogen, 
und zwar auf den 30. September 1972. 

Außerdem werden die Brennrechte abweichend 
von der bisherigen Regelung mit Wirkung ab 1. Ok- 
tober 1972 festgesetzt. 

Zu Artikel 1 Abs. 5 

Der Ausschuß hat die Anregung des Bundesrates 
aufgegriffen und das Kontingent von 15 000 auf 
30 000 Hektoliter Weingeist erhöht. 

Die Frist für die betriebsfähige Herrichtung ist bis 
zum 30. September 1973 verlängert worden. 
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Zu Artikel 2 Nr. 2 (Artikel 4 Abs. 1) 

Die vom Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten angeregte Änderung dient der Erleich- 
terung der Übertragung von Brennrechten und för- 
dert damit die Strukturverbesserung. 


Zu Artikel 2 Nr. 2 (Artikel 4 Abs. 3) und Artikel 3 
Nr. 8 (§ 117 Abs. 2) 

Mit den in Übereinstimmung mit dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten beschlos- 
senen Änderungen soll verhindert werden, daß die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen von Betrieben, 
deren Brennereien durch Brennrechtsübertragung 
oder durch Abmeldung als Branntweinerzeuger aus- 
geschieden sind, auf dem Wege über den Beitritt 
zu einer Kartoffelgemeinschaftsbrennerei erneut zur 
Brennrechtsschöpfung beitragen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3298 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Veranlagung von Brennereien zum Brenn- 
recht im Betriebsjahr 1972/73 

— Drucksache VI/3298 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Veranlagung von Brennereien 
zum Brennrecht im Betriebsjahr 1972/73 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

(1) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 32, 
33 und 33 a des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 23. De- 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), in Ver- 
bindung mit §19 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 der Anlage 1 
der Grundbestimmungen vom 12. September 1922 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 707) — der 
Brennereiordnung — , zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Brennereiordnung 
vom 6. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 572), wer- 
den im Betriebsjahr 1972/73 nur landwirtschaft- 
liche Brennereien zum Brennrecht veranlagt, die bis 
zum 31. März 1972 betriebsfähig hergerichtet sind. 


(2) Die Veranlagung nach § 33 Abs. 3 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol (Nachveranla- 
gung) wird auf landwirtschaftliche Brennereien be- 
schränkt. Die dazu erforderlichen Voraussetzun- 
gen (§ 33 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol) müssen bis zum 31. März 1972 vor- 
liegen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Veranlagung von Brennereien 
zum Brennrecht im Betriebsjahr 1972/73 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

(1) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 32, 
33 und 33 a des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 23. De- 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), in Ver- 
bindung mit § 39 Abs. 1 der Anlage 1 der Grund- 
bestimmungen vom 12. September 1922 (Zentralblatt 
für das Deutsche Reich S. 707) — der Brennereiord- 
nung — , zuletzt geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der Brennereiordnung vom 6. Juni 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 572), werden im Betriebsjahr 
1972/73 nur landwirtschaftliche Brennereien zum 
Brennrecht veranlagt, Kartoffelgemeinschaftsbren- 
nereien jedoch nur, wenn sie bis zum 30. September 
1972 betriebsfähig hergerichtet sind. Die Gültigkeit 
der Brennrechte für die nach diesem Gesetz sowie 
nach dem § 33 Abs. 3 und § 33 a Abs. 2 des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol zur Veranlagung ge- 
langenden landwirtschaftlichen Brennereien wird 
auf den 1. Oktober 1972 festgesetzt. 

(2) Die Veranlagung nach § 33 Abs. 3 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol (Nachveranla- 
gung) wird auf landwirtschaftliche Brennereien be- 
schränkt. 
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(3) Hat die landwirtschaftliche Nutzfläche der 
Brennereigüter von Brennereien, die nach Absatz 1 
zum Brennrecht veranlagt werden können, zuvor 
ganz oder teilweise zu einem Brennereigut einer 
Kartoffelgemeinschaftsbrennerei (§ 25 a Abs. 1 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol) gehört, so 
ist diese Nutzfläche bei der Bemessung des Brenn- 
rechts insoweit nicht zu berücksichtigen. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für die 
Veranlagung von landwirtschaftlichen Brennereien 
(§ 25 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
nach den Absätzen 1 und 2 im Betriebs] ahr 1972/73 
Vereinfachungen zuzulassen, die den für Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennereien geltenden Bemessungs- 
maßstäben und dem Festsetzungsverfahren (§ 33 a 
Abs. 1 Sätze 2 bis 5 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol) entsprechen. 

(5) In Ausnahmefällen können Kartoffelgemein- 
schaftsbrennerien, die in der Zeit vom 1. April 1972 
bis 31. März 1973 betriebsfähig hergerichtet werden, 
noch zum Brennrecht veranlagt werden, wenn ein 
besonderes agrarwirtschaftliches Bedürfnis für die 
Errichtung dieser Brennereien vorliegt. Die Summe 
der Brennrechte darf insgesamt 15 000 Hektoliter 
Weingeist nicht überschreiten. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten stellt 
nach dem 31. März 1972 unter Beachtung dieser 
Weingeistmenge durch besonderen Anerkennungs- 
bescheid fest, welche Kartoffelgemeinschaftsbrenne- 
reien nach Maßgabe des agrarwirtschaftlichen Be- 
dürfnisses ihrer Mitgliedsbetriebe für eine Veranla- 
gung zum Brennrecht in Betracht kommen. 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 12, Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 129) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Zahl „1500" 
durch die Zahl „3000" und die Zahl „1200" 
durch die Zahl „2000" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Jahreszahl „1972" ge- 
ändert in „1974". 


2. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

(1) Brennrechte betriebsfähiger Brennereien 
können vom Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen oder der von ihm bestimmten Stelle auf 
Antrag mit Beginn des folgenden Betriebs] ahres 
auf andere Brennereien gleicher Brennereiklasse 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) Der für die Finanzen zuständige Bundesmi- 
nister wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für 
die Veranlagung von landwirtschaftlichen Brenne- 
reien (§ 25 des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol) nach den Absätzen 1 und 2 im Betriebs]ahr 
1972/73 Vereinfachungen zuzulassen, die den für 
Kartoffelgemeinschaftsbrennereien geltenden Be- 
messungsmaßstäben und dem Festsetzungsverfahren 
(§ 33a Abs. 1 Sätze 2 bis 5 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) entsprechen. 

(5) In Ausnahmefällen können Kartoffelgemein- 
schaftsbrennereien, die in der Zeit vom 1. Oktober 
1972 bis 30. September 1973 betriebsfähig hergerich- 
tet werden, noch zum Brennrecht veranlagt werden, 
wenn ein besonderes agrarwirtschaftliches Bedürfnis 
für die Errichtung dieser Brennereien vorliegt. Die 
Summe der Brennrechte darf insgesamt 30 000 Hekto- 
liter Weingeist nicht überschreiten. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
stellt nach dem 30. September 1972 unter Beachtung 
dieser Weingeistmenge durch besonderen Aner- 
kennungsbescheid fest, welche Kartoffelgemein- 
schaftsbrennerein nach Maßgabe des agrarwirt- 
schaftlichen Bedürfnisses ihrer Mitgliedsbetriebe 
für eine Veranlagung zum Brennrecht in Betracht 
kommen. 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 12. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 129) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

(1) Brennrechte betriebsfähiger Brennereien 
können von dem für die Finanzen zuständigen 
Bundesminister oder der von ihm bestimmten 
Stelle auf Antrag mit Beginn des folgenden Be- 
triebs] ahres auf andere Brennereien gleicher 
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(§ 24 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
mit einem Brennrecht gleicher Geltung über- 
tragen werden. Anträge können nur bis zum 
30. September 1974 gestellt werden. 

(2) Brennrechte landwirtschaftlicher Einzel- 
brennereien dürfen durch Übertragung auf nicht 
mehr als 1200 Hektoliter Weingeist, Brennrechte 
von Gemeinschaftsbrennereien, die unter den be- 
sonderen Bedingungen des § 25 a Abs. 1 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol betrieben 
werden, auf nicht mehr als 3000 Hektoliter Wein- 
geist, Brennrechte anderer landwirtschaftlicher 
Gemeinschaftsbrennereien auf nicht mehr als 
2000 Hektoliter Weingeist und Brennrechte ge- 
werblicher Kornbrennereien auf nicht mehr als 
4000 Hektoliter Weingeist erhöht werden. 

(3) Die abgebende Brennerei erlischt im Zeit- 
punkt der Übertragung. Mit ihrer Betriebseinrich- 
tung darf auf dem bisherigen Brennereigrund- 
stück eine Brennerei nicht mehr betrieben wer- 
den." 


Artikel 3 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 23, Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Es wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Reditsverordnung 
zulassen, daß landwirtschaftliche Brennereien 
Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme nach den Vorschriften 
dieser Marktorganisationen waren." 

2. § 32 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und 
Gemüse zu erleichtern, kann der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsver- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Brennereiklasse (§ 24 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) übertragen werden. Anträ- 
ge können nur bis zum 30. September 1974 ge- 
stellt werden. 

(2) unverändert 


(3) Die abgebende Brennerei erlischt im Zeit- 
punkt der Übertragung. Mit ihrer Betriebsein- 
richtung darf auf dem bisherigen Brennerei- 
grundstück eine Brennerei nicht mehr betrieben 
werden. Die landwirtschaftliche Nutzfläche der 
abgebenden Brennerei darf nicht mehr Gegen- 
stand einer Veranlagung zum Brennrecht wer- 
den oder an die Stelle eines aus einer Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennerei ausscheidenden Brenne- 
reigutes (§ 39 a Abs. 2 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) treten." 


Artikel 3 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 23. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Es wird folgender § 26 a eingefügt: 

.§ 26 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der für die Finanzen 
zuständige Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung zulassen, daß landwirtschaftliche Brenne- 
reien Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand 
einer Interventionsmaßnahme nach den Vor- 
schriften dieser Marktorganisationen waren." 

2. unverändert 

3. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

.§ 37 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der für die Finanzen 
zuständige Bundesminister durch Rechtsverord- 
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Ordnung zulassen, daß Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand 
einer Interventionsmaßnahme nach den Vor- 
schriften dieser Marktorganisationen waren.“ 

4. Im Vierten Abschnitt wird die Überschrift „Über- 
tragung des Brennredits" gestrichen. 

5. Es wird folgender § 42 eingefügt: 

„§ 42 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß die Herstellung von 
Branntwein aus Stoffen, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme nach den Vorschriften 
dieser Marktorganisationen waren, nicht auf das 
Jahresbrennrecht (§ 40), die Abschnittsweingeist- 
menge {§ 41) oder die monopolbegünstigte Er- 
zeugungsgrenze bei Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien (§ 37 Abs. 2) angerechnet wird, wenn der 
Branntwein an die Bundesmonopolverwaltung 
abgeliefert wird. Diese Maßnahme ist nur dann 
zulässig, wenn monopolwirtschaftliche Gründe, 
insbesondere die Branntweinabsatz- und -be- 
standslage bei der Bundesmonopolverwaltung, 
nicht entgegenstehen.'' 


6. In § 60 wird in Satz 1 das Wort „Reichsmonopol- 
verwaltung'' durch „Bundesmonopolverwaltung'' 
ersetzt. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesmonopolverwaltung stellt kostenlos 
die Versandgefäße.'' 


7. § 61 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 61 

(1) Der Brennereibesitzer hat den abgenom- 
menen Branntwein aufzubewahren und ihn un- 
verzüglich auf Kosten der Bundesmonopolver- 
waltung an den ihm bezeichneten Monopol- 
betrieb mit der Eisenbahn zu versenden. Es kann 
ihm auch aufgegeben oder gestattet werden, den 
Branntwein gegen Beförderungsentgelt anzu- 
liefern. 

Auf Verlangen hat der Brennereibesitzer den 
Branntwein auf der Güterstelle in Eisenbahn- 
kesselwagen umzufüllen und die dafür erforder- 
lichen Einrichtungen zu stellen. 

(2) Die zur Beförderung des abgenommenen 
Branntweins bestimmten Versandgefäße werden 
dem Brennereibesitzer frachtfrei zugesandt. In 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 hat der Bren- 
nereibesitzer die Versandgefäße gegen Beför- 
derungsentgelt beim Monopolbetrieb abzuholen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nung zulassen, daß Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand 
einer Interventionsmaßnahme nach den Vor- 
schriften dieser Marktorganisationen waren.“ 

4. unverändert 


5. Es wird folgender § 42 eingefügt: 

.§ 42 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der für die Finanzen 
zuständige Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß die Herstellung von 
Branntwein aus Stoffen, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme nach den Vorschriften 
dieser Marktorganisationen waren, nicht auf das 
Jahresbrennrecht (§ 40), die Abschnittsweingeist- 
menge (§ 41) oder die monopolbegünstigte Er- 
zeugungsgrenze bei Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien {§ 37 Abs. 2) angerechnet wird, wenn der 
Branntwein an die Bundesmonopolverwaltung 
abgeliefert wird. Diese Maßnahme ist nur dann 
zulässig, wenn monopolwirtschaftliche Gründe, 
insbesondere die Branntweinabsatz- und -be- 
standslage bei der Bundesmonopolverwaltung, 
nicht entgegenstehen." 


6. unverändert 


7. § 61 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 61 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Der Brennereibesitzer haftet während der 
Dauer der Aufbewahrung für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Brannt- 
weins eintritt. Befördert er den Branntwein 
selbst, so endet seine Haftung mit der Übernahme 
des Branntweins durch den neuen Warenführer 
oder den Empfänger. Er wird von der Haftung 
frei, wenn durch von ihm nicht verschuldete Vor- 
gänge Branntwein vernichtet worden oder un- 
brauchbar geworden ist. 

(4) Soweit der Brennereibesitzer Beförde- 
rungsleistungen erbringt, kann der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und Finanzen durch Rechts- 
verordnung in Anlehnung an die geltenden 
Frachttarife, insbesondere den Deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarif, den Reichskraftwagentarif und 
den Güternahtarif, ein angemessenes Beförde- 
rungsentgelt festsetzen." 


8. § 117 erhält folgende Fassung: 

„§ 117 

(1) Besitzern von Verschlußkleinbrennereien, 
Abfindungsbrennereien und landwirtschaftlichen 
Brennereien mit Brennrecht, ausgenommen Kar- 
toffelgemeinschaftsbrennereien, zahlt die Bun- 
desmonopolverwaltung nach Abmeldung ihrer 
Brennerei und Entfernung der Brenngeräte auf 
Antrag eine Beihilfe. Sie bemißt sich nach der 
Weingeistmenge, die der Brennereibesitzer in 
den letzten 10 Betriebs] ähren oder im Falle einer 
kürzeren Betriebsdauer seit Betriebsbeginn bis 
zur Abmeldung auf eigene Rechnung im Jahres- 
durchschnitt erzeugt hat. Sie beträgt 40 Deutsche 
Mark je Liter Weingeist, bei Brennereien mit 
einer Erzeugungsgrenze von 50 Litern Weingeist 
80 Deutsche Mark je Liter Weingeist, mindestens 
aber 1000 Deutsche Mark und höchstens 10 000 
Deutsche Mark. 

(2) Die Abmeldung einer Brennerei nach Über- 
tragung ihrer monopolbegünstigten Erzeugungs- 
grenze oder ihres Brennrechts begründet keinen 
Anspruch nach Absatz 1. Anstelle von Brenne- 
reien, für die nach Absatz 1 eine Beihilfe gezahlt 
worden ist, dürfen andere Brennereien nicht er- 
richtet werden. 


(3) Anträge auf Beihilfe können nur bis zum 
30. September 1974 gestellt werden." 


9. § 154 wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(v3) unverändert 


(4) Soweit der Brennereibesitzer Beförde- 
rungsleistungen erbringt, kann der für die Fi- 
nanzen zuständige Bundesminister durch Rechts- 
verordnung in Anlehnung an die geltenden 
Frachttarife, insbesondere den Deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarif, den Reichskraftwagentarif und 
den Güternahtarif, ein angemessenes Beförde- 
rungsentgelt festsetzen. " 

8. § 117 erhält folgende Fassung: 

.§ 117 

(1) unverändert 


(2) Die Abmeldung einer Brennerei nach Über- 
tragung ihrer monopolbegünstigten Erzeugungs- 
grenze oder ihres Brennrechts begründet keinen 
Anspruch nach Absatz 1. Anstelle von Brenne- 
reien, für die nach Absatz 1 eine Beihilfe gezahlt 
worden ist, dürfen andere Brennereien nicht er- 
richtet werden. Ferner darf die landwirtschaft- 
liche Nutzfläche der abgemeldeten Brennerei 
nicht mehr Gegenstand einer Veranlagung zum 
Brennrecht werden oder an die Stelle eines 
aus einer Kartoffelgemeinschaftsbrennerei aus- 
scheidenden Brennereigutes (§ 39 a Abs. 2) 
treten. 

(3) unverändert 


9. unverändert 


a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. Der bis- 
herige Satz 4 wird Satz 3, am Ende des Satzes 
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Entwurf Beschlüssedes 10. Ausschusses 

werden die Worte „ab Entstehung der Mono- 
polausgleichschuld" angefügt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 2 und 3. 


Artikel 4 Artikel 4 

Berlin-Klausel unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten auch im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 Artikel 5 

Inkrafttreten unverändert 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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